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Europäischer Tarifbericht 
des WSI – 2022 / 2023 : 
Inflationsschock lässt Reallöhne 
europaweit einbrechen

Mit einem Rückgang der Reallöhne um 4,0 % erlitten die Beschäftigten in der 
Europäischen Union im Jahr 2022 einen bisher einmaligen Verlust an Kaufkraft. 
Ursächlich war der rapide Anstieg der Verbraucherpreise, hinter den das Nominal-
lohnwachstum deutlich zurückfiel. Inzwischen wird die Teuerung nicht mehr von 
den Importpreisen für Energie, sondern von inländischen Faktoren bestimmt. 
Die gestiegenen Gewinnmargen der Unternehmen sind dabei eine wesentliche 
Ursache der beharrlichen Inflation. In diesem schwierigen Umfeld ergibt sich 
für die Gewerkschaften die Herausforderung, die Reallöhne zu sichern – und 
für die Unternehmen die Verantwortung, durch den Abbau der Übergewinne 
ihren Beitrag zur Rückkehr auf den stabilitätspolitischen Pfad zu leisten.

THILO JANSSEN, MALTE LÜBKER

1 Einleitung

Nach dem weitgehenden Ende der pandemiebedingten 
Verwerfungen bestimmt in den Jahren 2022 und 2023 das 
Inflationsgeschehen die europäische Tarifpolitik. Zogen 
bereits 2021 die Preise an, kam es durch den russischen 
Angriffskrieg gegen die Ukraine ab Februar 2022 zum 
Energiepreisschock. Gemessen am Harmonisierten Ver-
braucherpreisindex (HVPI) erreichte die Teuerungsrate 
mit 11,5 % im Oktober 2022 in der EU-27 einen Höchst-
stand. Der dadurch ausgelöste massive Kaufkraftverlust 
für die Beschäftigten setzt Gewerkschaften unter Druck, 
durch hohe Lohnabschlüsse die Reallöhne zu stabilisie-
ren. Gleichzeitig klagen auch die Unternehmen über hohe 
Preise für Energie und Vorprodukte. Doch sind es mit 
dem rapiden Absinken der Preise für importierte Ener-
gie inzwischen inländische Faktoren, die das Preisgesche-
hen prägen (Europäische Kommission 2023 a, S. 9, 29). Ne-
ben der wiederkehrenden Warnung vor einer Lohn-Preis-
Spirale (u. a. Creutzburg 2023) stehen die steigenden Ge-
winnmargen der Unternehmen zunehmend im Fokus der 
Debatte um die Ursachen des Preisauftriebs (Europäi-
sche  Kommission 2023 a, S. 29 ff.; Ragnitz 2022 ; Weber /  
Wasner 2023).

Entsprechend gehen wir im diesjährigen Europäi-
schen Tarifbericht der Frage nach, welchen Anteil Löhne 
und Gewinne an der Persistenz der hohen Inflation ha-

ben – und welche verteilungspolitischen Herausforderun-
gen sich daraus für die Tarifpolitik ergeben. Ausgangs-
punkt hierfür sind die ökonomischen Rahmenbedingun-
gen, das Arbeitsmarktgeschehen und der Spielraum für 
verteilungspolitisch neutrale Lohnerhöhungen, der sich 
aus der Produktivitäts- und Preisentwicklung ableiten 
lässt (Abschnitt 2). In der weiteren Analyse wird erörtert, 
ob von den Tariflöhnen inflationsbeschleunigende Impul-
se ausgehen (3) und inwiefern die Löhne den Verteilungs-
spielraum ausschöpfen. Dies beeinflusst auch die funktio-
nale Einkommensverteilung (4). Die anschließende Ana-
lyse der Beiträge von Lohn- und Gewinnentwicklung zum 
BIP-Deflator (5) erhärtet die Annahme, dass die aktuelle 
Inflationskrise verteilungspolitische Konsequenzen zulas-
ten der Beschäftigten hat (6).

2 Ökonomische Rahmenbedingungen 
der Tarifpolitik

2.1 Allgemeine Wirtschaftsentwicklung

Die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen für die Tarif-
politik waren in den vergangenen drei Jahren bestimmt 
durch die Corona-Pandemie, den russischen Angriffs-
krieg auf die Ukraine im Februar 2022, die folgende Ener-
giekrise und zuletzt durch die rasant steigenden Verbrau-
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cherpreise. Deshalb ist es bemerkenswert, dass das Brut-
toinlandsprodukt (BIP) der EU sich nach dem Erholungs-
jahr 2021 (5,4 %) im Jahr 2022 mit einem Wachstum von 
3,5 % besser entwickelt hat, als dies zunächst abzusehen 
war. So lag das tatsächliche Wachstum im vergangenen 
Jahr um ganze 0,8 Prozentpunkte über der Prognose aus 
dem letzten Frühjahr (Europäische Kommission 2022 a). 
Die Last der hohen Inflation trugen laut Kommission vor 
allem die Privathaushalte, die teilweise durch staatliche 
Leistungen gestützt wurden (s. a. Dullien et al. 2023 b). Po-
sitiv wirkte sich die weiterhin gute Entwicklung des Ar-
beitsmarktes aus (Europäische Kommission 2023 b, S. 14).

Mit der Rücknahme der pandemiebedingten Be-
schränkungen konnte über den Sommer 2022 eine wei-
terhin wachsende Nachfrage nach Dienstleistungen be-
obachtet werden. In den verarbeitenden Sektoren wirk-
te sich die schrittweise Verbesserung der Lieferkettensi-
tuation positiv aus. Insgesamt ergibt sich für die Länder 
der EU ein uneinheitliches Bild. Stärker wachsen konn-
ten vor allem die Volkswirtschaften im Süden der EU, da-
runter Portugal (6,7 %), Griechenland (5,9 %) und Spanien 
(5,5 %). Schlusslicht ist Italien mit einem Wert von 3,7 %. In 
Westeuropa ist Irland ein Ausreißer : Das Wachstum von 
12,0 % des BIP ist eine Folge davon, dass einige multinati-
onale Konzerne der IT-Industrie hier ihren Sitz angemel-
det haben (ebd., S. 14).

In Westeuropa ist die Bilanz 2022 heterogen : Stärker 
wachsen konnten Österreich (5,0 %) und die Niederlande 
(4,5 %). In Deutschland (1,8 %) schlugen die hohen Ener-
giekosten zu Buche, Frankreich wuchs moderat (2,6 %). In 
Osteuropa litt Estland (−1,3 %) unter den hohen Energie-
preisen und unterbrochenen Wirtschaftsbeziehungen zu 
Russland. Die größeren Länder Polen (5,1 %) und Rumä-
nien (4,7 %) wuchsen dagegen stärker.

Zum Ende des Jahres 2022 belastete der inflationsbe-
dingte Rückgang der Kaufkraft die Konsumnachfrage in 
den meisten EU-Ländern so stark, dass die Wirtschaft 
zeitweise schrumpfte. Auch Deutschland verzeichnete im 
4. Quartal 2022 (−0,5 %) und im 1. Quartal 2023 (−0,3 %) 
einen leichten Rückgang der Wirtschaftsleistung. Da die 
Wirtschaft damit in zwei aufeinanderfolgenden Quarta-
len zurückgegangen ist, befand sie sich in einer „techni-
schen Rezession“ (Statistisches Bundesamt 2023 a). Auch 
die Straffung der Geldpolitik durch die Europäische Zen-
tralbank (EZB) dämpft derzeit die Wirtschaftsentwick-
lung. Als Reaktion auf die Inflationsdynamik hatte die-
se den Leitzins seit Juli 2022 in kontinuierlichen Schritten 
auf 4,0 % (Stand : Juni 2023) angehoben (EZB 2023 ; Dul-
lien et al. 2023 a). Zwar nennt die Europäische Kommissi-
on den Start in das Jahr 2023 „besser als erwartet“ (Euro-
päische Kommission 2023 a, S. 2). Über das Jahr betrach-
tet prognostiziert sie eine weitgehende Stagnation (1,0 %) 
statt – wie noch im Herbst vorausgesagt – eine Rezession 
(Europäische Kommission 2022 b). Irland bleibt das einzi-
ge Land, das 2023 weiter mit einem stärkeren Wachstum 
(5,5 %) rechnen kann. Die meisten Industrienationen dürf-

ten über das Jahr betrachtet haarscharf an einem Rück-
gang der Wirtschaftsleistung vorbeischrammen, darunter 
Deutschland (0,2 %) und Frankreich (0,7 %). Für Schwe-
den (−0,5 %) und Estland (−0,4) wird ein BIP-Rückgang 
vorhergesagt. Ein insgesamt positiveres Bild zeichnet die 
Kommission für Südeuropa, wo in Spanien (1,9 %), Grie-
chenland (2,4 %) oder Portugal (2,4 %) die Wirtschaftsleis-
tung moderat zulegt (Tabelle 1).

2.2 Die Lage auf dem Arbeitsmarkt

Trotz der seit vier Jahren persistenten Krisendynamik 
bleibt der Arbeitsmarkt das stabile Rückgrat der Wirt-
schaftsentwicklung. Im Februar 2023 erreichte die Ar-
beitslosigkeit in der EU-27 mit 6,0 % einen neuen Tief-
stand, während die Zahlen 2022 für Länder wie Deutsch-
land (3,1 %), Tschechien (2,2 %), Polen (2,9 %), die Nieder-
lande (3,5 %) oder Ungarn (3,6 %) nahe der Vollbeschäfti-
gung liegen (Tabelle 1). Griechenland (12,5 %) und Spani-
en (12,9 %) leiden hingegen noch immer unter einem Hys-
terese-Effekt der Eurokrise und weisen innerhalb der EU 
nach wie vor die höchsten Arbeitslosenquoten auf. Selbst 
hier ist die Arbeitslosigkeit durch die Krisenjahre hin-
durch jedoch gesunken. Für das laufende Jahr prognosti-
ziert die Kommission einen weiteren, leichten Rückgang.

Während der Corona-Pandemie sicherten Instrumen-
te wie die Kurzarbeit Beschäftigung und damit die sozi-
ale Stabilität und Konsumnachfrage ab. Auch 2022 gab 
es in der Industrie kaum Stellenabbau, obwohl weiter-
hin Rückstände in der Produktion und hohe Energieprei-
se den Sektor belasteten. Der Dienstleistungssektor und 
die Bauindustrie verzeichneten weiter Beschäftigungs-
wachstum (Europäische Kommission 2023 a, S. 36). Brem-
send wirkt eine zunehmende Arbeitskräfteknappheit. So 
übersteigt die Nachfrage nach qualifizierten Arbeitskräf-
ten schon heute in vielen Berufen und EU-Ländern das 
Angebot (Eures 2023). Auch für Deutschland gilt dieser 
Befund : So gaben in einer Umfrage des WSI mehr als die 
Hälfte (56 %) der Betriebs- und Personalräte an, ihre Un-
ternehmen hätten Schwierigkeiten, offene Stellen zu be-
setzen (Ahlers /  Villalobos 2022). Der seit 2018 veröffent-
lichte Arbeitskräfteknappheits-Index des Instituts für Ar-
beitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) stieg im Frühjahr 
2023 auf einen neuen Höchstwert (IAB 2023).

2.3 Produktivitätsentwicklung, BIP-Deflator 
und Verteilungsspielraum

Aus Sicht der Beschäftigten und Gewerkschaften sind 
Engpässe am Arbeitsmarkt eine günstige Voraussetzung, 
um gegenüber den Arbeitgebern höhere Löhne und besse-
re Arbeitsbedingungen durchzusetzen (Fuest /  Jäger 2023). 
Neben der Lage am Arbeitsmarkt orientiert sich die Ta-
rifpolitik traditionell auch am Verteilungsspielraum, der 
sich aus der Produktivitäts- und Preisentwicklung ablei-
ten lässt (Lübker /  Schulten 2017, S. 422). Er gibt den Rah-
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men für Lohnsteigerungen an, bei denen die funktionale 
Einkommensverteilung zwischen Arbeit und Kapital un-
verändert bleibt.

Wie bereits im Vorjahr prognostiziert, wuchs die Ar-
beitsproduktivität im Jahr 2022 trotz der ineinander über-
gehenden Krisen in der EU um 1,5 % (Tabelle 2). Für das 
laufende Jahr wird im Einklang mit der schwachen BIP-
Entwicklung bei gleichzeitigem Beschäftigungsaufbau 
noch mit einem leichten Anstieg der Arbeitsproduktivi-
tät um 0,5 % gerechnet (Europäische Kommission 2023 a, 

S. 39). Beides liegt in der Nähe des Wertes von 1 %, der u. a. 
von der EZB als das langfristige Trendwachstum der Ar-
beitsproduktivität in entwickelten Volkswirtschaften an-
gesetzt wird (Lopez-Garcia /  Szörfi 2021, S. 93 f.). Nach dem 
Einbruch der Arbeitsproduktivität im Pandemiejahr 2020 
(−4,3 %) und der darauffolgenden Erholung im Jahr 2021 
(3,9 %) zeichnet sich derzeit also wieder eine Normalisie-
rung der Entwicklung ab (vgl. Lübker /  Janssen 2022, S. 317).

Im Gegensatz dazu liegt die Preisentwicklung aktuell 
weit oberhalb der historischen Norm. Dies zeigt sich so-

 TABELLE 1

Wachstum und Arbeitslosigkeit in der Europäischen Union, 2020 –2023 a

Angaben in Prozent

Bruttoinlandsprodukt b Arbeitslosigkeit c

2020 2021 2022 2023 2020 2021 2022 2023

Nordeuropa

dänemark −2,0 4,9 3,8 0,3 5,6 5,1 4,5 5,0

Finnland −2,4 3,0 2,1 0,2 7,7 7,7 6,8 7,1

schweden −2,2 5,4 2,6 −0,5 8,5 8,8 7,5 7,7

Westeuropa

Belgien −5,4 6,3 3,2 1,2 5,8 6,3 5,6 5,8

deutschland −3,7 2,6 1,8 0,2 3,7 3,7 3,1 3,2

Frankreich −7,8 6,8 2,6 0,7 8,0 7,9 7,3 7,4

irland 6,2 13,6 12,0 5,5 5,9 6,2 4,5 4,3

Luxemburg −0,8 5,1 1,5 1,6 6,8 5,3 4,6 4,8

Niederlande −3,9 4,9 4,5 1,8 4,9 4,2 3,5 3,8

Österreich −6,5 4,6 5,0 0,4 6,0 6,2 4,8 4,9

Südeuropa

Griechenland −9,0 8,4 5,9 2,4 17,6 14,7 12,5 12,2

italien −9,0 7,0 3,7 1,2 9,3 9,5 8,1 7,8

Malta −8,6 11,8 6,9 3,9 4,4 3,4 2,9 2,9

Portugal −8,3 5,5 6,7 2,4 7,0 6,6 6,0 6,5

spanien −11,3 5,5 5,5 1,9 15,5 14,8 12,9 12,7

Zypern −4,4 6,6 5,6 2,3 7,6 7,5 6,8 6,9

Osteuropa

Bulgarien −4,0 7,6 3,4 1,5 6,1 5,3 4,3 4,3

estland −0,6 8,0 −1,3 −0,4 6,9 6,2 5,6 6,2

Kroatien −8,5 13,1 6,2 1,6 7,5 7,6 7,0 6,6

Lettland −2,3 4,3 2,8 1,4 8,1 7,6 6,9 6,8

Litauen −0,0 6,0 1,9 0,5 8,5 7,1 6,0 6,6

Polen −2,0 6,9 5,1 0,7 3,2 3,4 2,9 3,3

rumänien −3,7 5,8 4,7 3,2 6,1 5,6 5,6 5,4

slowakei −3,3 4,9 1,7 1,7 6,7 6,8 6,1 5,8

slowenien −4,3 8,2 5,4 1,2 5,0 4,8 4,0 3,9

tschechien −5,5 3,6 2,5 0,2 2,6 2,8 2,2 2,8

Ungarn −4,5 7,2 4,6 0,5 4,1 4,1 3,6 4,2

EU-27 −5,6 5,4 3,5 1,0 7,2 7,1 6,2 6,2

a Angaben für 2023 : Prognose der europäischen Kommission
b Bruttoinlandsprodukt = Veränderung des BiP in % gegenüber dem Vorjahr (real)
c Arbeitslosenquote = Anzahl der Arbeitslosen in % der zivilen erwerbsbevölkerung (eurostat-definition)

Quelle : AMecO-datenbank der europäischen Kommission (Version : 15. Mai 2023)
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wohl an der Entwicklung der Verbraucherpreise, die in 
Tabelle 3 auf Basis des Harmonisierten Verbraucherpreis-
index (HVPI) dargestellt wird, als auch anhand des BIP-
Deflators (Tabelle 2). Die beiden Preisindizes entsprechen 
zwei verschiedenen, sich ergänzenden Perspektiven : Aus 
Sicht der Beschäftigten ist die Kaufkraft der Löhne ent-
scheidend (Lübker /  Schulten 2018, S. 402 ff.). Zur Berech-

nung der Reallohnentwicklung wird in Abschnitt 4 des-
halb der HVPI verwendet, der maßgeblich auch von der 
Teuerung importierter Energieträger getrieben wur-
de (Statistisches Bundesamt 2023 b). Aus verteilungspo-
litischer Sicht ist jedoch die inländische Wertschöpfung 
maßgeblich, da nur der im Zuge des heimischen Produkti-
onsprozesses geschaffene Mehrwert zwischen Arbeit und 

 TABELLE 2

Arbeitsproduktivität, Preisentwicklung der inländischen Wertschöpfung und Verteilungsspielraum  
in der Europäischen Union, 2020 –2023 a

Angaben in Prozent

Arbeitsproduktivität b BIP-Deflator c Verteilungsspielraum d

2020 2021 2022 2023 2020 2021 2022 2023 2020 2021 2022 2023

Nordeuropa

dänemark -0,9 2,3 -0,0 0,7 2,6 2,8 7,6 0,2 1,7 5,2 7,6 0,9

Finnland -0,5 0,3 -0,4 0,4 1,6 2,2 4,2 4,4 1,2 2,5 3,9 4,7

schweden -0,8 4,1 -0,1 -0,7 2,0 2,9 5,7 5,7 1,1 7,1 5,6 4,9

Westeuropa

Belgien -5,4 4,4 1,2 0,6 1,5 2,8 5,9 3,8 -4,0 7,3 7,2 4,5

deutschland -2,9 2,5 0,5 -0,4 1,8 3,1 5,5 6,1 -1,2 5,6 6,0 5,7

Frankreich -7,1 4,2 0,2 0,4 2,8 1,3 3,0 5,4 -4,6 5,6 3,2 5,8

irland 9,3 7,1 5,0 3,0 -1,6 0,7 5,3 4,6 7,6 7,8 10,6 7,8

Luxemburg -2,5 2,1 -1,9 -0,8 4,7 6,2 6,4 5,5 2,1 8,4 4,4 4,7

Niederlande -3,4 2,8 0,5 0,8 1,9 2,4 5,3 6,1 -1,5 5,3 5,8 7,0

Österreich -4,9 2,5 2,3 -0,2 2,6 1,9 5,0 7,2 -2,5 4,5 7,4 7,0

Südeuropa

Griechenland -7,3 5,6 2,0 1,6 -0,9 1,3 8,1 4,7 -8,1 6,9 10,3 6,4

italien -7,0 6,3 1,9 0,7 1,6 0,6 3,0 5,9 -5,5 7,0 5,0 6,7

Malta -11,1 8,6 0,8 1,6 1,6 1,9 5,2 4,2 -9,7 10,7 6,0 5,9

Portugal -6,6 3,5 4,6 1,9 2,0 1,5 4,4 5,8 -4,8 5,1 9,2 7,8

spanien -7,5 3,0 2,6 1,1 1,2 2,3 4,3 4,4 -6,3 5,4 7,0 5,6

Zypern -3,2 5,3 2,7 0,6 -1,2 2,9 6,4 5,0 -4,4 8,3 9,3 5,7

Osteuropa

Bulgarien -1,7 7,4 2,1 1,2 4,3 7,1 15,1 10,4 2,5 15,1 17,5 11,8

estland 2,2 7,9 -5,6 -0,6 -0,5 6,0 16,6 10,3 1,7 14,3 10,0 9,6

Kroatien -7,4 11,8 3,8 0,6 0,7 2,0 8,2 7,5 -6,7 14,0 12,3 8,1

Lettland 0,0 7,0 0,0 1,3 1,0 6,5 13,1 8,9 1,0 14,0 13,1 10,3

Litauen 1,6 4,7 -3,0 1,2 1,9 6,3 16,8 10,4 3,5 11,4 13,3 11,7

Polen -2,0 4,3 4,7 0,6 4,3 5,3 11,3 11,8 2,2 9,8 16,5 12,4

rumänien -1,7 3,9 4,6 3,5 4,1 5,2 13,4 10,7 2,4 9,3 18,6 14,5

slowakei -1,5 5,5 -0,1 1,2 2,4 2,4 7,5 9,8 0,9 8,0 7,4 11,1

slowenien -3,7 6,8 2,9 0,5 1,3 2,6 7,2 7,3 -2,5 9,6 10,3 7,9

tschechien -3,9 3,2 0,7 -0,5 4,3 3,3 8,6 11,3 0,3 6,6 9,3 10,8

Ungarn -3,5 6,0 2,8 0,5 6,4 6,4 15,3 13,0 2,7 12,8 18,5 13,6

EU-27 -4,3 3,9 1,5 0,5 2,0 2,4 5,4 6,1 -2,3 6,4 7,0 6,7

Anmerkung: Alle Angaben beruhen auf dem Personenkonzept (nicht auf Vollzeitäquivalenten). dadurch ergeben sich für Frankreich, die Niederlande, italien, spanien sowie die eU-27 
 Abweichungen zu den Veröffentlichungen der europäischen Kommission (2023).
a Angaben für 2023 : Prognose der europäischen Kommission
b Arbeitsproduktivität = reales BiP pro erwerbstätigem, Veränderung in % gegenüber dem Vorjahr (Personenkonzept, nicht arbeitszeitbereinigt)
c BiP-deflator = aus dem Unterschied zwischen nominaler und realer entwicklung des BiPs abgeleiteter Preisindex
d Verteilungsspielraum = Produkt aus Preis- und Arbeitsproduktivitätsentwicklung (basierend auf dem BiP-deflator)

Quelle : AMecO-datenbank der europäischen Kommission (Version : 15. Mai 2023) ; Berechnungen des Wsi
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Kapital verteilt werden kann. Die Preisentwicklung der 
inländischen Wertschöpfung lässt sich aus der Differenz 
zwischen realem und nominalem BIP-Wachstum ableiten 
und in Form des BIP-Deflators messen.

Während sich HVPI und BIP-Deflator häufig über 
längere Zeit parallel zueinander bewegen, ist dies nicht 
zwangsläufig der Fall. Dies gilt insbesondere dann, wenn – 
wie aktuell – externe Kostenschocks auf eine Volkswirt-
schaft wirken (vgl. Lübker /  Janssen 2022. S. 323). Vor die-
sem Hintergrund wurde im Europäischen Tarifbericht be-
reits für die Jahre 2021 / 2022 der BIP-Deflator für die Be-
rechnung des Verteilungsspielraumes herangezogen. Dies 
entspricht dem Zweck des Indikators, den Spielraum für 
verteilungspolitisch neutrale Lohnerhöhungen aufzuzei-
gen. Anders ausgedrückt : Wenn die Wachstumsrate der 
Nominallöhne genau mit dem so berechneten Vertei-
lungsspielraum übereinstimmt, bleibt die funktionale Ein-
kommensverteilung und damit die Lohnquote konstant. 
Da sich der BIP-Deflator nur auf die inländische Wert-
schöpfung bezieht, misst er die tatsächliche Zahlungs-
fähigkeit der Unternehmen auch unter den veränderten 
Umständen (inkl. der steigenden Kosten für importierte 
Rohstoffe und Vorleistungen).

Für die Europäische Union weist Tabelle 2 einen Ver-
teilungsspielraum von 7,0 % im Jahr 2022 aus und auch im 
laufenden Jahr dürfte der Wert in einer ähnlichen Grö-
ßenordnung liegen (6,7 %). Für Deutschland liegt er mit 
6,0 % im Jahr 2022 und einer Prognose von 5,7 % für das 
Jahr 2023 etwas unter dem EU-Durchschnitt. Die Berech-
nungen verdeutlichen, dass recht deutliche Lohnsteige-

rungen möglich sind, um den Einkommensverlusten der 
Beschäftigten entgegenzuwirken, ohne dadurch die Ge-
winnmargen der Unternehmen zu senken.  1 Gleichzeitig 
ist zu bedenken, dass der hohe rechnerische Verteilungs-
spielraum ganz wesentlich von den hohen BIP-Deflato-
ren getragen wird. Dies gilt insbesondere für die drei bal-
tischen Staaten, in denen die Arbeitsproduktivität im ver-
gangenen Jahr rückläufig war oder stagnierte, sowie Bul-
garien und Ungarn.

3 Die Entwicklung der Tariflöhne

3.1 Der EZB-Tariflohnindikator

Mit dem Tariflohnindikator verfolgt die EZB das Ziel, 
den potenziellen Einfluss von Arbeitskosten auf künfti-
ge Preissteigerungen einzuschätzen, indem sie die Ergeb-
nisse von Tarifverhandlungen zeitnah erfasst. Die Daten 
sind weder saison- noch werktagsbereinigt und werden 
für zwölf Euro-Länder erhoben, die rund 98 % der Wirt-
schaftskraft des Euro-Raumes abbilden (Kanutin 2015). Im 
zweiten Jahr der Pandemie 2021 waren die Tariflöhne no-
minal nur noch um 1,5 % gewachsen und damit am un-
teren Rand der Spannweite der Vorjahre. Da gleichzeitig 
die Teuerungswelle einsetzte, ergibt sich für 2021 ein Real-
lohnverlust von 1,1 %. Das Jahr 2022 brachte zwar eine mo-
derate nominale Steigerung der Tariflöhne von 2,8 %. Dies 
reichte aufgrund des vom russischen Angriffskrieg ge-
gen die Ukraine ausgelösten Energiepreisschocks jedoch 
bei weitem nicht aus, um für einen Inflationsausgleich zu 
sorgen. Deshalb fielen die Tariflöhne im vergangenen Jahr 
preisbereinigt um 5,2 %, was für die Beschäftigten einen 
seit Beginn der Zeitreihe im Jahr 2000 nicht dagewesenen 
Verlust an Kaufkraft bedeutet (Abbildung 1).

Die vierteljährlichen Daten zeigen, wie sich die Tarif-
politik am fortlaufenden Krisengeschehen orientiert (Ab-
bildung 2). Noch bis ins 4. Quartal 2021 blieben die nomi-
nalen Tariflohnsteigerungen deutlich unter 2 % und zogen 
dann erst mit der steigenden Inflation im Jahr 2022 an. 
Bemerkenswert ist jedoch, dass das nominale Tariflohn-
wachstum mit Höchstwerten von jeweils 2,9 % auch im 3. 
und 4. Quartal 2022 unterhalb der 3%-Marke bleibt. Die-
se gilt der EZB als Richtwert für eine stabilitätsorientierte 
Lohnpolitik und ergibt sich aus dem langfristigen Trend-
wachstum der Produktivität von 1 % pro Jahr und dem In-

ABBILDUNG 1

Entwicklung der Tariflöhne in der Euro-Zone, 2000–2022

Anmerkung : reale entwicklung inflationsbereinigt auf Basis des harmonisierten Verbraucherpreisindex (hVPi) 

Quelle : europäische Zentralbank (tariflöhne) und AMecO-datenbank  
der europäischen Kommission (Version : 15. Mai 2023) ; Berechnungen des Wsi

0,20,20,00,0
0,40,4 0,40,4

−0,1−0,1 0,10,1 0,10,1 0,10,1

−0,1−0,1

2,32,3

0,10,1

−0,7−0,7
−0,3−0,3

0,40,4 1,31,3 1,31,3 1,21,2
0,00,0

0,30,3

1,01,0
1,61,6

−1,1−1,1

−5,2−5,2

2,72,7
2,22,2

2,72,7 2,52,5
2,12,1 2,32,3 2,32,3 2,22,2

3,33,3
2,62,6

1,71,7
2,02,0 2,12,1

1,81,8 1,71,7 1,51,5 1,51,5 1,51,5

2,32,3
1,81,8 1,51,5

2,82,8

2,12,1

20
19

20
20

20
22

20
21

20
18

20
17

20
16

20
15

20
14

20
13

20
12

20
11

20
10

20
09

20
08

20
07

20
06

20
05

20
04

20
03

20
02

20
01

20
00

−6

−5

−4

−3

−2

−1

0

1

2

3

4

Veränderungen zum Vorjahr in Prozent

NominalReal

Mitteilungen

1 dabei muss wie schon zuletzt an dieser stelle darauf 
hingewiesen werden, dass jegliche Prognose großen 
Unsicherheiten unterliegt, zu der u. a. die entwicklung 
der Kerninflation (ohne energiepreise), Finanzmarktent-
wicklungen, fiskalpolitische entscheidungen sowie externe 
entwicklungen wie der russische Krieg gegen die Ukraine 
beitragen (europäische Kommission 2023 a, s. 5).
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flationsziel der EZB von 2 % (Lane 2023). Damit gingen 
von der Tarifpolitik keine inflationsbeschleunigenden Im-
pulse aus.

Größere Steigerungen zeigen sich dagegen bei den tat-
sächlich gezahlten Stundenlöhnen, den Effektivverdiens-
ten, die ebenfalls von der EZB erhoben werden. Die un-
gewöhnlichen Schwankungen der Jahre 2020 und 2021 
können dabei in erster Linie auf Kompositionseffekte und 
pandemiebedingte Verzerrungen zurückgeführt werden 
(Lübker /  Janssen 2022, S. 319 f.; Bodnár et al. 2022, S. 139 ff.). 
Diese Effekte liefen im Laufe des Jahres 2022 aus, sodass 
die wachsende Differenz zwischen Tariflöhnen und Ef-
fektivverdiensten am aktuellen Rand wieder im Sinne ei-
ner Lohndrift interpretiert werden kann. So erwartet bei-
spielsweise für Deutschland die Bundesbank eine deutlich 
positive Lohndrift für die Jahre 2023 und 2024 und pro-
gnostiziert auf dieser Grundlage ein Wachstum der Effek-
tivlöhne um etwa 5 % (Deutsche Bundesbank 2022, S. 33).

Mit ihrem experimentellen, auf die Zukunft gerichte-
ten Lohntracker prognostiziert die EZB die künftige Ent-
wicklung der Tariflöhne. Der Indikator beruht auf Da-
ten aus den Euro-Ländern Deutschland, Frankreich, Itali-
en, Spanien, den Niederlanden, Griechenland und Öster-
reich, die nach der Zahl der Beschäftigten gewichtet wer-
den. Solch eine Prognose ist möglich, weil viele Tarifver-
träge Stufenerhöhungen enthalten, die während der Lauf-
zeit des Tarifvertrages erst nach und nach in Kraft treten 
(s. a. Schulten /  WSI-Tarifarchiv 2023). Demnach sahen die 
im Jahr 2022 abgeschlossenen Tarifverträge Lohnsteige-

rungen von 4,4 % im Jahr 2022 sowie weitere Anhebun-
gen um 4,8 % vor, die im Laufe des Jahres 2023 wirksam 
werden. Hier zeigt sich die zeitverzögerte Reaktion der Ta-
rifpolitik auf die inflationsbedingt sinkenden Reallöhne. 
Wenngleich die experimentellen Daten einen Trend skiz-
zieren, erfassen sie nur einen Ausschnitt des Tarifgesche-
hens und können die zukünftige Entwicklung nicht voll-
ständig abbilden (Lane 2023).

3.2 Die Tariflohnentwicklung  
in ausgewählten EU-Staaten

Ergänzend zu den Daten der EZB stellt die Europäische 
Stiftung zur Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedin-
gungen (Eurofound) in der EurWORK-Datenbank umfas-
sende Daten zu Tarifabschlüssen in der EU-27 zur Verfü-
gung (Abbildung 3). Für das Jahr 2022  2 zeigt sich eine ge-
wisse Spreizung bei nominalen Tariflohnsteigerungen von 
1,1 % in Italien bis 4,4 % in Tschechien, während Deutsch-
land (2,7 %) im Mittelfeld liegt. Für Deutschland liegen 
zudem auch schon Daten des Statistischen Bundesam-
tes (2023 c) vor, nach denen die Tarifverdienste auch im 
1. Quartal 2023 nur um 2,3 % gegenüber dem Vorjahres-
quartal gestiegen sind. Für Frankreich, die zweitgrößte 

ABBILDUNG 2

Entwicklung der Tarif- und Effektivlöhne in der Euro-Zone, 2012–2022

Anmerkung : effektivlöhne beziehen sich auf NAce rev. 2 Abschnitte B bis s (d. h. Gesamtwirtschaft ohne Landwirtschaft,  
ohne private haushalte als Arbeitgeber und ohne exterritoriale Organisationen) ohne Berücksichtigung der Lohnnebenkosten.  
die daten sind kalenderbereinigt, aber nicht saisonbereinigt.

Quelle : europäische Zentralbank ; Berechnungen des Wsi
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2 Für das Jahr 2022 hat eurofound freundlicherweise vorab 
daten zur tariflohnentwicklung zur Verfügung gestellt, die 
bei redaktionsschluss bereits verfügbar waren.
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Volkswirtschaft der EU, lagen bei Redaktionsschluss noch 
keine Eurofound-Daten für das Jahr 2022 vor. Laut Fran-
zösischer Nationalbank wuchsen die nominalen Tariflöh-
ne um rund 5 %. In über 150 Branchen sorgten an die In-
flationsentwicklung oder den indexierten Mindestlohn 
gekoppelte Überprüfungsklauseln in Tarifverträgen dafür, 
dass diese 2022 (teilweise zweimal) neu verhandelt wur-
den und es zu höheren Abschlüssen kam (s. a.  Lübker /  
Schulten 2023, S. 115 ff.). Dennoch ist nach Einschätzung 
der Französischen Nationalbank von den hohen Ab-
schlüssen 2022 kein Impuls in Richtung einer Lohn-Preis-
Spirale ausgegangen (Gautier 2023).

Für keines der hier betrachteten Euro-Länder ging da-
mit von der Tarifpolitik ein inflationstreibender Effekt 
aus. Die moderaten Tariflohnsteigerungen bedeuten je-
doch zugleich, dass die Kaufkraft der Tariflöhne in allen 
ausgewählten Ländern deutlich zurückgeht. Trotz der hö-
heren nominalen Abschlüsse müssen die Tarifbeschäftig-
ten in Tschechien (−9,1 %) und den Niederlanden (−7,5 %) 
zusammen mit Italien (−7,1 %) die höchsten realen Ver-
luste hinnehmen. In Deutschland ergibt sich für 2022 ein 
Rückgang der Tariflöhne um 5,5 %, wenn für die Preisbe-
reinigung – wie durchgängig im Europäischen Tarifbe-
richt – der HVPI genutzt wird. Wird stattdessen der na-
tionale Verbraucherpreisindex verwendet, fällt der reale 
Verlust mit 4,7 % geringfügig kleiner aus (WSI-Tarifarchiv 
2022). In Frankreich (nicht tabellarisch ausgewiesen) sind 
die realen Verluste von 0,8 % vergleichsweise gering.

Die langfristige Betrachtung verdeutlicht, dass der 
jüngste Preisauftrieb die realen Tariflohnsteigerungen 
der vergangenen Jahre vollständig aufgezehrt hat : Wuch-
sen die realen Tariflöhne seit 2015 in den meisten Ländern 
moderat, aber stetig, kommt es mit dem Anziehen der In-
flation 2021 zur Trendwende und 2022 zum Absturz : In al-
len betrachteten Ländern fallen die tariflichen Reallöhne 
2022 unter das Niveau von vor sieben Jahren zurück, in ei-
nigen liegen sie sogar vier oder mehr Prozentpunkte dar-
unter (Abbildung 4).

4 Die Entwicklung der Effektivlöhne

4.1 Entwicklung von Löhnen und Verbraucherpreisen

Neben den Tariflöhnen beeinflussen zahlreiche weitere 
Faktoren die Entwicklung der tatsächlich gezahlten Löh-
ne und Gehälter, also der Effektivlöhne. Diese werden 
im Europäischen Tarifbericht als Arbeitnehmerentgel-
te approximiert, d. h. einschließlich der Arbeitgeberbei-
träge zur Sozialversicherung. Auf Grundlage der AME-
CO-Datenbank der Europäischen Kommission weist Ta-
belle 3 zunächst die Entwicklung der Nominallöhne aus. 
Diese werden mithilfe des Harmonisierten Verbraucher-
preisindexes (HVPI) preisbereinigt, sodass in den letzten 

ABBILDUNG 3

Entwicklung der Tariflöhne in ausgewählten 
EU-Staaten, 2022 a

a reale entwicklung inflationsbereinigt auf Basis des harmonisierten 
Verbraucherpreisindex (hVPi). daten teilweise noch vorläufig.

Quelle : eurofound (2023) ; eurWOrK’s database on wages,  
working time and collective disputes ;  
AMecO-datenbank der europäischen Kommission  
(Version : 15. Mai 2023) ; Berechnungen des Wsi
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ABBILDUNG 4

Entwicklung der realen Tariflöhne in ausgewählten EU-Staaten,  
2015–2022 a

a reale entwicklung inflationsbereinigt auf Basis des harmonisierten Verbraucherpreisindex (hVPi). 
daten teilweise noch vorläufig.

Quelle : eurofound (2023) ; eurWOrK’s database on wages, working time and collective disputes ; 
AMecO-datenbank der europäischen Kommission (Version : 15. Mai 2023) ; 
Berechnungen des Wsi
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Spalten die Entwicklung der Reallöhne abgetragen wird.
Während die Nominallöhne in der Europäischen Uni-

on im Pandemiejahr 2020 stagnierten, ist 2021 eine deut-
liche Erholung (4,0 %) zu verzeichnen (Lübker /  Janssen 
2022, S. 321). Im Jahr 2022 stiegen die Nominallöhne um 
4,8 %, getrieben von den überdurchschnittlich starken Zu-
wächsen in einigen osteuropäischen Ländern, darunter 

Bulgarien (18,4 %), Estland (8,3 %), Polen (13,2 %), Lettland 
(9,0 %), Litauen (10,6 %), Rumänien (11,1 %) und Ungarn 
(15,0 %). Die Lohnentwicklung in den großen Volkswirt-
schaften Deutschland (4,2 %), Frankreich (5,0 %) und Ita-
lien (4,8 %) bewegte sich um den Durchschnitt.

Für das laufende Jahr zeichnet sich in der Progno-
se der Europäischen Kommission eine Fortsetzung die-

 TABELLE 3

Entwicklung von Löhnen und Verbraucherpreisen in der Europäischen Union, 2020 –2023 a

Angaben in Prozent

Nominallöhne b Verbraucherpreise (HVPI) c Reallöhne d

2020 2021 2022 2023 2020 2021 2022 2023 2020 2021 2022 2023

Nordeuropa

dänemark 2,6 2,9 2,9 4,9 0,3 1,9 8,5 4,3 2,2 1,0 −5,2 0,6

Finnland 0,4 3,6 3,2 4,5 0,4 2,1 7,2 4,8 0,0 1,5 −3,7 −0,3

schweden 2,5 4,3 2,8 4,0 0,7 2,7 8,1 6,0 1,8 1,6 −4,8 −1,8

Westeuropa

Belgien −1,6 4,1 7,2 9,0 0,4 3,2 10,3 3,4 −2,0 0,9 −2,8 5,4

deutschland 0,4 3,1 4,2 5,5 0,4 3,2 8,7 6,8 0,0 −0,1 −4,1 −1,3

Frankreich −2,7 4,7 5,0 5,4 0,5 2,1 5,9 5,5 −3,2 2,6 −0,8 −0,1

irland 3,7 2,6 4,2 5,6 −0,5 2,4 8,1 4,6 4,2 0,2 −3,6 0,9

Luxemburg 1,2 6,0 5,4 6,9 0,0 3,5 8,2 3,2 1,2 2,5 −2,6 3,6

Niederlande 4,8 2,2 3,9 5,5 1,1 2,8 11,6 4,9 3,7 −0,6 −7,0 0,6

Österreich 1,8 2,8 4,6 8,3 1,4 2,8 8,6 7,1 0,4 −0,0 −3,7 1,1

Südeuropa

Griechenland −0,6 2,3 0,3 3,6 −1,3 0,6 9,3 4,2 0,6 1,8 −8,2 −0,6

italien −4,1 5,9 4,8 3,9 −0,1 1,9 8,7 6,1 −3,9 3,9 −3,6 −2,1

Malta −0,4 4,6 2,8 5,6 0,8 0,7 6,1 5,4 −1,2 3,9 −3,1 0,2

Portugal 1,5 4,1 6,1 5,7 −0,1 0,9 8,1 5,1 1,6 3,1 −1,9 0,6

spanien 0,5 2,7 3,2 4,9 −0,3 3,0 8,3 4,0 0,8 −0,3 −4,8 0,9

Zypern −0,5 3,8 3,8 6,3 −1,1 2,3 8,1 3,8 0,6 1,6 −4,0 2,4

Osteuropa

Bulgarien 7,2 11,3 18,4 13,5 1,2 2,8 13,0 9,4 5,9 8,2 4,7 3,8

estland 6,2 9,8 8,3 10,3 −0,6 4,5 19,4 9,2 6,8 5,1 −9,3 1,1

Kroatien 1,2 10,4 7,9 7,5 0,0 2,7 10,7 6,9 1,2 7,5 −2,5 0,6

Lettland 5,0 11,1 9,0 10,8 0,1 3,2 17,2 9,3 4,9 7,6 −7,1 1,4

Litauen 6,6 11,9 10,6 10,4 1,1 4,6 18,9 9,2 5,5 7,0 −7,0 1,1

Polen 5,3 4,7 13,2 12,7 3,7 5,2 13,2 11,7 1,6 −0,5 −0,0 0,9

rumänien 4,0 1,9 11,1 9,6 2,3 4,1 12,0 9,7 1,7 −2,1 −0,8 −0,1

slowakei 3,9 6,9 6,0 9,7 2,0 2,8 12,1 10,9 1,8 4,0 −5,4 −1,1

slowenien 3,4 7,9 4,3 7,7 −0,3 2,0 9,3 7,0 3,7 5,8 −4,6 0,7

tschechien 3,1 5,0 5,5 7,3 3,3 3,3 14,8 11,9 −0,1 1,7 −8,1 −4,1

Ungarn 3,0 8,8 15,0 14,6 3,4 5,2 15,3 16,4 −0,4 3,4 −0,2 −1,5

EU-27 0,0 4,0 4,8 5,9 0,7 2,9 9,2 6,7 −0,7 1,1 −4,0 −0,7

Anmerkung : Alle Angaben beruhen auf dem Personenkonzept (nicht auf Vollzeitäquivalenten). dadurch ergeben sich für Frankreich, die Niederlande, italien, spanien sowie die eU-27 Abwei-
chungen zu den Veröffentlichungen der europäischen Kommission (2023 a). die europäische Kommission verwendet zur Berechnug der reallöhne im Unterschied zum Wsi den Preisindex für 
den privaten Konsum ; auch hierdurch kommt es zu geringfügigen Abweichungen zwischen beiden Veröffentlichungen.
a Angaben für 2023 : Prognose der europäischen Kommission
b Nominallöhne = Nominale Arbeitnehmerentgelte pro Arbeitnehmer, Veränderung in % gegenüber dem Vorjahr (nicht arbeitszeitbereinigt)
c Verbraucherpreise = harmonisierter Verbraucherpreisindex (hVPi), Veränderung in % gegenüber dem Vorjahr
d reallöhne = Nominale Arbeitnehmerentgelte pro Arbeitnehmer inflationsbereinigt auf Basis des harmonisierten Verbraucherpreisindex (hVPi),  

Veränderung in % gegenüber dem Vorjahr (nicht arbeitszeitbereinigt)

Quelle : AMecO-datenbank der europäischen Kommission (Version : 15. Mai 2023) ; Berechnungen des Wsi
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ses Trends ab, wobei die Nominallöhne insbesondere in 
vielen osteuropäischen Ländern deutlich stärker wach-
sen dürften als im Durchschnitt der Europäischen Uni-
on (5,9 %). So wird für die drei baltischen Länder im Jahr 
2023 jeweils ein Wachstum der Nominallöhne von mehr 
als 10 % erwartet. Da dieses Wachstum nicht durch ent-
sprechende Produktivitätsgewinne unterlegt ist, birgt es 
nach Einschätzung des IMK die Gefahr, dass die Lohn-
stückkosten innerhalb der Währungsunion auseinander-
laufen. Dadurch könnten sich neue Ungleichgewichte auf-
bauen, wie sie zur Entstehung der Eurokrise vor gut einem 
Jahrzehnt beigetragen haben (Herzog-Stein /  Stein 2023).

Der Blick auf die Reallöhne zeigt – ähnlich wie bei der 
Tariflohnentwicklung – ein gänzlich anderes Bild. Diese 
sind von der seit der zweiten Hälfte des Jahres 2021 an-
steigenden Teuerungswelle bestimmt. Schon im Vor-
jahr warnte der Europäische Tarifbericht deshalb für das 
Jahr 2022 vor einem möglichen Kaufkraftverlust von 2,9 % 
im Durchschnitt der Europäischen Union. Der vorlie-
gende Bericht muss den Wert nun nach unten korrigie-
ren : Die Reallöhne sanken im Jahr 2022 mit einem Mi-
nus von 4,0 % noch einmal deutlich stärker als prognos-
tiziert. So mussten die Beschäftigten fast aller EU-Länder 
hohe reale Verluste verkraften : In Estland (−9,3 %), Lett-
land (−7,1 %), Litauen (−7,0 %) und Tschechien (−8,1 %), 
aber auch in den Niederlanden (−7,0 %) oder Griechen-
land (−8,2 %) war der Kaufkraftverlust besonders ausge-
prägt. In Deutschland lagen die Reallohneinbußen bei 
4,1 %. Einzig im Niedriglohnland Bulgarien (4,7 %) wur-
den reale Lohnzuwächse verbucht ; in Polen (0,0 %) wur-
den Kaufkraftverluste nur knapp vermieden.

Für das Jahr 2023 zeichnen sich in vielen Ländern 
weitere Verluste ab – darunter Schweden (−1,8 %), Itali-
en (−2,1 %) oder Tschechien (−4,1 %) –, während die Real-
löhne in den meisten Ländern voraussichtlich stagnieren 
werden. Auch für Deutschland prognostiziert die Euro-
päische Kommission einen weiteren Reallohnverlust von 
1,3 %. Dies könnte sich jedoch als zu optimistisch erwei-
sen, da die Reallöhne im 1. Quartal 2023 nach Berechnun-
gen des Statistischen Bundesamts (2023 d) bereits um 2,7 % 
unter dem Vorjahreswert lagen. Nur in wenigen Län-
dern – Belgien (5,4 %), Luxemburg (3,6 %), Zypern (2,4 %), 
Bulgarien (3,8 %) – könnten die Reallöhne sogar wieder 
zulegen. Insgesamt droht 2023 für die Beschäftigten im 
EU-Durchschnitt ein weiterer Reallohnverlust von 0,7 %.

Der Grund für die hohen Kaufkraftverluste sind die 
anziehenden Verbraucherpreise. War bereits im Vorkriegs-
jahr 2021 ein Anstieg zu beobachten, brachte das Jahr 2022 
eine regelrechte Explosion : Im Oktober verzeichnete der 
HVPI mit einem Anstieg gegenüber dem Vorjahresmonat 
von 10,6 % einen Höhepunkt. Auch im Jahresdurchschnitt 
lag er 2022 mit 9,2 % deutlich oberhalb des Inflationsziels 
der EZB (Tabelle 3). Handelte es sich zunächst vor allem 
um importierte Inflation, die eine Folge des Energiepreis-
schocks im Zuge des russischen Überfalls auf die Ukrai-
ne war, sind es zunehmend inländische Faktoren, die die 

Preise treiben (Europäische Kommission 2023 a, S. 29). 
Kurz nach Beginn des russischen Angriffskriegs stie-
gen die Energiepreise um mehr als 40 % und verharrten 
bis zum Oktober 2022 auf diesem hohen Niveau. Seitdem 
sind die Energiepreise jedoch wieder drastisch gesunken, 
sodass diese inflationsdämpfend wirken (Europäische 
Kommission 2023 a, S. 39). In Deutschland lagen die Im-
portpreise im April 2023 insgesamt um 7,0 % unterhalb des 
Vorjahresmonats (Statistisches Bundesamt 2023 e).

Inflationstreiber sind weiterhin u. a. Lebensmittelprei-
se, was für ärmere Haushalte eine enorme Belastung be-
deutet, und auch Industrieprodukte (ohne Energieerzeug-
nisse) und Dienstleistungen haben sich weiter verteuert. 
Staatliche Unterstützungsprogramme wie Einmalzahlun-
gen oder Preisdeckel, die in den meisten EU-Ländern be-
schlossen wurden (für einen Überblick siehe Cantero Gu-
errero /  Aumayr-Pintar 2023), können die anhaltend ho-
hen Preise für Güter des täglichen Gebrauchs nur teilwei-
se und oft nur zeitlich begrenzt kompensieren. Besonders 
problematisch bleibt die Situation in osteuropäischen EU-
Ländern, wo ein erheblicher Teil der Bevölkerung einen 
Großteil des Einkommens für lebenswichtige Güter aus-
gibt. Die Inflation verschärft somit die soziale Spaltung in 
der EU sowohl zwischen den Regionen als auch innerhalb 
der EU-Länder : Paneldaten des European Household Sur-
vey weisen darauf hin, dass die jüngsten Preissteigerungen 
die materielle und soziale Deprivation um etwa 2 % erhöht 
hat (Menyhért 2022, S. 29).

Da die unteren Einkommensgruppen in besonderem 
Maße von der Teuerung der Basiskonsumgüter betroffen 
sind, spielt neben der Tarifpolitik auch die Mindestlohn-
politik eine zentrale Rolle für die Abfederung der Inflati-
onsfolgen (vgl. Aumayr-Pintar /  Vacas-Soriano 2023). Der 
WSI-Mindestlohnbericht weist für das nominale Wachs-
tum der Mindestlöhne in der Europäischen Union für 
2023 einen Rekordwert von 12 % im Median aus (Lübker /  
Schulten 2023). Preisbereinigt verbleiben im Durchschnitt 
allerdings nur 0,6 % reale Lohnsteigerung. Dieser Durch-
schnittswert verdeckt überdies, dass in der Hälfte der EU-
Länder mit gesetzlichen Mindestlöhnen Reallohnverluste 
verkraftet werden müssen (ebd.).

4.2 Verteilungsbilanz  
und funktionale Einkommensverteilung

Die Verteilungsbilanz lässt sich berechnen, indem man 
die tatsächliche Lohnentwicklung mit dem rechneri-
schen Verteilungsspielraum vergleicht (Tabelle 4).  3 Da 
das Wachstum der Nominallöhne (Tabelle 3) in den ver-
gangenen Jahren weit hinter dem Produkt aus Produkti-
vitäts- und Preisentwicklung (Tabelle 2) zurückgeblieben 

3 Wie oben dargelegt wird der Verteilungsspielraum in 
diesem Bericht seit der Ausgabe 2021 / 2022 auf Basis des 
BiP-deflators berechnet (Lübker /  Janssen 2022, s. 323).
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ist, ergibt sich sowohl 2021 (−2,4 %) als auch 2022 (−2,2 %) 
eine deutlich negative Verteilungsbilanz. Für Deutschland 
ergibt sich in den Jahren 2021 (−2,5 %) und 2022 (−1,8 %) 
ebenfalls ein negativer Saldo in ähnlicher Größenord-
nung. Auf Ebene der EU-27 dürfte sich dieser Trend auch 
2023 (−0,8 %) trotz der zuletzt anziehenden Nominallohn-
entwicklung fortsetzen. Da der Verteilungsspielraum im 
vorliegenden Europäischen Tarifbericht auf Basis des BIP-
Deflators berechnet wurde, besteht in der Mechanik der 

Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung (VGR) ein direk-
ter Zusammenhang zwischen der Verteilungsbilanz und 
der funktionalen Einkommensverteilung (vgl. auch Lüb-
ker /  Schulten 2018, S. 402 ff.).  4

 TABELLE 4

Verteilungsbilanz und Entwicklung der funktionalen Einkommensverteilung, 2020 –2023 a

Angaben in Prozentpunkten (Verteilungsbilanz) bzw. Prozent (Lohnquote)

Verteilungsbilanz b Lohnquote (bereinigt) c

2020 2021 2022 2023 2020 2021 2022 2023

Nordeuropa

dänemark 0,9 −2,2 −4,7 4,0 55,5 54,3 52,0 54,1

Finnland −0,7 1,1 −0,7 −0,2 52,3 52,8 52,5 52,4

schweden 1,3 −2,8 −2,8 −0,9 49,9 48,7 47,4 47,0

Westeuropa

Belgien 2,4 −3,2 0,0 4,5 60,4 58,6 58,6 61,1

deutschland 1,6 −2,5 −1,8 −0,2 59,7 58,3 57,3 57,2

Frankreich 1,9 −0,9 1,8 −0,5 58,1 57,6 58,7 58,4

irland −3,9 −5,2 −6,4 −2,2 31,9 30,4 28,6 28,0

Luxemburg −0,9 −2,3 1,0 2,3 52,9 51,8 52,3 53,4

Niederlande 6,3 −3,2 −2,0 −1,4 61,1 59,3 58,2 57,4

Österreich 4,3 −1,7 −2,8 1,3 57,5 56,5 55,1 55,8

Südeuropa

Griechenland 7,5 −4,6 −10,0 −2,8 54,6 52,2 47,5 46,2

italien 1,5 −1,1 −0,2 −2,8 53,4 52,8 52,7 51,3

Malta 9,3 −6,0 −3,2 −0,3 55,5 52,5 50,9 50,7

Portugal 6,3 −1,0 −3,1 −2,2 56,1 55,6 54,0 52,9

spanien 6,8 −2,7 −3,8 −0,7 57,9 56,4 54,4 54,1

Zypern 3,9 −4,5 −5,5 0,6 52,0 49,9 47,3 47,6

Osteuropa

Bulgarien 4,7 −3,8 0,9 1,8 60,7 58,7 59,2 60,1

estland 4,5 −4,5 −1,7 0,7 56,9 54,7 53,8 54,2

Kroatien 8,0 −3,6 −4,4 −0,6 56,4 54,6 52,4 52,1

Lettland 4,0 −2,9 −4,1 0,5 57,5 56,0 53,9 54,2

Litauen 3,1 0,5 −2,7 −1,3 54,0 54,3 53,0 52,4

Polen 3,1 −5,1 −3,3 0,3 51,5 49,1 47,7 47,8

rumänien 1,6 −7,4 −7,5 −4,9 50,9 47,4 44,4 42,5

slowakei 3,0 −1,1 −1,4 −1,4 50,7 50,2 49,6 48,9

slowenien 5,8 −1,6 −6,0 −0,2 66,2 65,2 61,7 61,6

tschechien 2,8 −1,6 −3,8 −3,4 53,3 52,5 50,7 49,1

Ungarn 0,3 −4,1 −3,5 1,0 45,0 43,3 42,1 42,5

EU-27 2,3 −2,4 −2,2 −0,8 56,8 55,6 54,8 54,6

Anmerkung: Alle Angaben beruhen auf dem Personenkonzept (nicht auf Vollzeitäquivalenten)
a Angaben für 2023 : Prognose der europäischen Kommission
b Verteilungsbilanz = saldo des jährlichen Nominallohnzuwachses und des Verteilungsspielraums auf Basis des BiP-deflators, in Prozentpunkten
c Lohnquote (bereinigt) = Arbeitnehmerentgelte pro Beschäftigtem, in % des BiP pro erwerbstätigem  

(jeweils zu laufenden Marktpreisen, Personenkonzept, nicht arbeitszeitbereinigt)

Quelle : AMecO-datenbank der europäischen Kommission (Version : 15. Mai 2023), Berechnungen des Wsi

Mitteilungen

4 dies ist nicht zwangsläufig der Fall, wenn der Verteilungs-
spielraum auf Basis des hVPi berechnet wird (Lübker /  
schulten 2017, s. 423). durch die Umstellung der Berech-
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Entsprechend zeigt sich der negative Verteilungssaldo 
auch in einem sinkenden Anteil der Arbeitnehmerentgel-
te am Volkseinkommen : Die bereinigte Lohnquote ist in 
der EU-27 seit dem Pandemiejahr 2020 (56,8 %) kontinu-
ierlich zurückgegangen und wird 2023 voraussichtlich auf 
54,6 % fallen. Die Schärfe des Rückgangs lässt sich zwar 
teilweilweise mit dem erhöhten Ausgangswert des Jah-
res 2020 erklären. Doch auch im langfristigen Vergleich 
ist die Lohnquote derzeit ungewöhnlich niedrig : Im Zeit-
raum von 2010 bis 2019 lag diese in der EU-27 im Mit-
tel noch bei 55,4 % (nicht tabellarisch ausgewiesen). Auch 
Deutschland gehört zu den EU-Ländern, in denen die 
Lohneinkünfte an Boden verloren haben : Hier fiel die be-
reinigte Lohnquote von 59,7 % (2020) auf 57,3 % (2022).

5 Inflationsverlierer 
und Inflationsgewinner

5.1 Preisanhebungen  
führen zu steigenden Gewinnmargen

In den vorangegangenen Abschnitten wurde deutlich, 
dass die Beschäftigten angesichts der Diskrepanz zwi-
schen Lohn- und Preisentwicklung im vergangenen Jahr 
unter deutlichen Reallohneinbußen gelitten haben : Nach 
den verfügbaren Daten sind sie die Verlierer der jüngsten 
Inflationswelle. Aber auch Arbeitgeber vermitteln zuwei-
len den Eindruck, dass die Betriebe gleichermaßen un-
ter der hohen Inflation leiden. Insbesondere die im Ver-
lauf der Jahre 2021 und 2022 deutlich gestiegenen Welt-
marktpreise für Energie, Agrarrohstoffe und andere Vor-
produkte lassen diese Darstellung zunächst plausibel er-
scheinen ( Dullien /  Tober 2023, S. 3). Trotzdem sind Zwei-
fel angebracht, da die gestiegenen Preise für Endprodukte 
in Form von höheren Einnahmen in die Unternehmens-
bilanzen eingehen – ein diametraler Gegensatz zur Positi-
on der Verbraucher, für die gestiegene Preise höhere Aus-
gaben bedeuten. Auch die Entwicklung der funktionalen 
Einkommensverteilung spricht gegen einen Rückgang der 
Kapitaleinkommen.

So wurde im Europäischen Tarifbericht bereits im 
Vorjahr argumentiert, dass viele Unternehmen ihre Prei-
se stärker angehoben haben, als dies zur Kompensation 
der gestiegenen Kosten notwendig gewesen wäre ( Lübker /  
Janssen 2022, S. 319). Als Beispiel hierfür dienten die füh-

renden deutschen Automobilhersteller, die eine „verbes-
serte Preisdurchsetzung“ als wesentliche Erklärung für 
gestiegene Unternehmensgewinne angaben (ebd.). Inzwi-
schen hat sich die Deutsche Bundesbank (2023) auf brei-
terer Datenbasis mit der Ertragslage der deutschen Unter-
nehmen befasst.  5 Sie kommt zu dem Ergebnis, dass „Kos-
tensteigerungen größtenteils an die Verbraucher weiter-
gegeben wurden“, während dies bei Entlastungen nicht 
der Fall war (ebd., S. 70). Den Unternehmen kam zudem 
das moderate Lohnwachstum zugute, sodass „der ausge-
wiesene Personalaufwand relativ zur Gesamtleistung zu-
rück[ging]“ (ebd.).

Im Ergebnis konnten die Unternehmen ihre Gewinn-
margen in Deutschland deutlich zulasten der Verbraucher 
ausweiten und erreichten im Jahr 2021 nach Berechnun-
gen der Deutschen Bundesbank eine Umsatzrendite vor 
Steuern von 5,1 %, den höchsten Wert seit 2007 (ebd.). Die 
Bilanzen der börsennotierten Unternehmen legen zudem 
nahe, dass die Erlöse und in geringerem Maße auch die 
Unternehmensgewinne im Jahr 2022 in allen Wirtschafts-
bereichen weiter gestiegen sind.  6 Auch Joachim Ragnitz 
(2022) vom ifo Institut Dresden kommt zu dem Befund, 
dass deutsche Unternehmen nicht nur Kostensteigerun-
gen an ihre Kunden weitergegeben haben, sondern die In-
flation durch eine Steigerung ihrer Gewinnmargen weiter 
angeheizt haben. So hätten „[i]nsbesondere in der Land- 
und Forstwirtschaft […] sowie im Baugewerbe und im 
Bereich Handel, Gastgewerbe und Verkehr […] die Un-
ternehmen ihre Preise deutlich stärker erhöht, als es auf-
grund der gestiegenen Vorleistungspreise allein zu erwar-
ten gewesen wäre“ (ebd., S. 25).

5.2 Beiträge von Lohn- und Gewinnentwicklung 
zum BIP-Deflator

Zuletzt wies die Europäische Kommission (2023, S. 29) in 
ihrem Frühjahrsgutachten darauf hin, dass die Gewinn-
entwicklung eine wesentliche Triebkraft für die europa-
weit hohen Inflationsraten ist. Ausgangspunkt für die Be-
rechnungen der Kommission ist der BIP-Deflator, der 
auch in Abschnitt 2.3 zur Ermittlung des Verteilungsspiel-
raums verwendet wird. Da sich das nominale BIP auf der 
Einkommensseite in seine beiden Hauptkomponenten – 
Arbeitnehmerentgelte und Betriebsüberschüsse – zerle-
gen lässt, können Veränderungen des BIP-Deflators eben-
falls auf die Lohn- und Gewinnentwicklung zurückge-
rechnet werden.  7 Als dritte, deutlich kleinere Komponen-
te geht auch der Saldo von Produktions- und Importabga-

nungsgrundlage auf den BiP-deflator entfällt damit die 
Unsicherheit bei der interpretation der Verteilungsbilanz 
in Bezug auf die funktionale einkommensverteilung (s. a. 
Lübker 2020, s. 274).

5 in die Untersuchung gingen die Jahresabschlüsse von 
rund 23 000 Unternehmen ein, die anhand von Angaben 

aus dem Unternehmensregister hochgerechnet wurden 
(deutsche Bundesbank 2023, s. 70).

6 Für die rund 230 im Prime standard der Frankfurter Börse 
notierten Unternehmen liegen aufgrund der Berichts-
pflichten zeitnahe daten vor (deutsche Bundesbank 2023, 
s. 80).
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ben sowie Subventionen in das nominale BIP ein. Steuerli-
che Änderungen – wie die temporäre Senkung der Mehr-
wertsteuer im Jahr 2020 – können den BIP-Deflator da-
her ebenfalls beeinflussen. Abbildung 5 orientiert sich an 
der Methodik des Frühjahrsgutachtens der Europäischen 
Kommission (2023, S. 29 ff.).  8 Entsprechend gilt der Vor-
behalt, auf den auch die Kommission hinweist : Die Zerle-
gung ist eine rein buchhalterische Übung und kann nicht 
im Sinne einer Kausalanalyse verstanden werden kann 
(ebd., S. 29).

Da die Arbeitnehmerentgelte einen höheren Anteil 
am BIP haben als die Betriebsüberschüsse, ist von die-
sen auch ein höherer Beitrag zum BIP-Deflator zu erwar-
ten (s. a. Arce et al. 2023, Abbildung 3).  9 Abbildung 5 trägt 
deshalb zunächst die prozentuale Entwicklung der Lohn-
stückkosten (Lohninflation) und der Kapitalstückkosten 
(Gewinninflation) ab. Während beide Indikatoren in den 
Vorjahren ohne erkennbares Muster um den BIP-Deflator 
(dargestellt als Linie) schwankten, liegen die Steigerungs-
raten der Kapitalstückkosten in den Jahren 2021 (4,6 %) 
und 2022 (7,0 %) und in der Prognose auch im Jahr 2023 
(7,6 %) deutlich über denen der Lohnstückkosten. Inso-
fern erklärt sich der Befund der Europäischen Kommis-
sion (2023, S. 31), dass der inländische Preisdruck derzeit 
insbesondere von den Gewinnen ausgeht.

Dies zeigt sich auch an dem ungewöhnlich hohen Bei-
trag der Gewinnentwicklung zum BIP-Deflator (Balken 
in Abbildung 5), der für die Europäische Union als Ganzes 
(Panel a) in den Jahren 2021 und 2022 bei 1,5 bzw. 2,3 Pro-
zentpunkten lag. In der Prognose wird die weiterhin posi-
tive Gewinnentwicklung auch im laufenden Jahr (2,5 Pro-
zentpunkte) wieder deutlich zur Binneninflation beitra-
gen. Zum Vergleich : In den Jahren von 2010 bis 2020 lag 
der rechnerische Beitrag der Bruttobetriebsüberschüsse 
zum BIP-Deflator bei nur 0,5 Prozentpunkten. Aktuell ist 
der Inflationsbeitrag der Gewinne also drei- bis fünfmal 
so hoch wie im langfristigen Trend. Im Unterschied dazu 
lässt sich bei den Löhnen im Jahr 2021 (0,2 Prozentpunk-
te) nur ein minimaler Inflationsbeitrag ausmachen, der 
erst im Jahr 2022 auf 1,8 Prozentpunkte anwächst und in 
der Prognose für 2023 bei 2,9 Prozentpunkten liegt. Dies 
ist jedoch – wie oben ausgeführt – zum höheren Anteil 
der Löhne am BIP ins Verhältnis zu setzen.

Betrachtet man die Entwicklung in den fünf größten 
Volkswirtschaften der Europäischen Union, zeigt sich  – 
mit einer wichtigen Ausnahme – ein ähnliches Muster 
(Abbildung 5, Panel b bis f). So hat die Gewinnentwick-
lung in Deutschland, Italien, Spanien und den Niederlan-

den im Zeitraum seit 2021 jeweils einen disproportiona-
len Beitrag zum BIP-Deflator geleistet, wobei sich dieser 
je nach Land geringfügig anders über die Kalenderjahre 
verteilt. Gemeinsam ist allen vier Ländern, dass die Ka-
pitalstückkosten im Zeitraum 2022 / 23 und teilweise auch 
im Jahr 2021 stärker als die Lohnstückkosten gestiegen 
sind. Anders stellt sich die Situation in Frankreich dar, 
wo die Lohnstückkosten im Jahr 2022 um 4,9 % gestiegen 
sind (und ein ähnliches Wachstum auch für 2023 erwar-
tet wird). Dies liegt deutlich über dem Durchschnitt der 
EU-27 (3,3 %). Da die Gewinnentwicklung in Frankreich 
gleichzeitig verhalten war, ergibt sich für 2022 trotzdem 
nur eine unterdurchschnittliche Steigerungsrate des BIP-
Deflators von nur 3,0 % (und eine ebenfalls unterdurch-
schnittliche Steigerung der Verbraucherpreise um 5,9 % ; 
vgl. Tabelle 3).

Dies zeigt im Sinne des oben angeführten Vorbehalts, 
dass die Kausalbeziehung zwischen Löhnen und Inflation 
nur lose ist und von der Gewinnentwicklung abhängt. Die 
vierteljährliche VGR zeigt dabei seit dem 3. Quartal 2021 
eine zunehmende Gewinndynamik, die sowohl vom pro-
duzierenden Gewerbe als auch von den Dienstleistungen 
getragen wird (Europäische Kommission 2023 a, S. 30). 
Im 4. Quartal 2022 stiegen die Kapitalstückkosten in al-
len Ländern der EU-27, und zwar ganz überwiegend stär-
ker als der BIP Deflator (ebd.). Auch Berechnungen der 
Europäischen Zentralbank zeigen einen steigenden In-
flationsbeitrag der Gewinne (Panetta 2023). In der Sum-
me haben die Gewinne in der Eurozone seit dem 4. Quar-
tal 2019 einen höheren Beitrag zum BIP-Deflator geleis-
tet als die Löhne. Besonders ausgeprägt ist dieses Miss-
verhältnis im Sektor Bergbau und Versorger sowie in der 
Landwirtschaft, wo aufgrund steigender Rohstoffpreise 
Übergewinne erzielt wurden. Aber auch im verarbeiten-
den Gewerbe, dem Baugewerbe und dem Sektor Handel, 
Transport und Gastgewerbe legten die Gewinne deutlich 
zu (ebd.).

In der Gesamtschau zeigt sich, dass es den Unterneh-
men in der jüngsten Vergangenheit gelungen ist, ihre Ab-
satzpreise stärker anzuheben, als dies zum Ausgleich von 
steigenden Kosten für importierte Rohstoffe und Vorleis-
tungen notwendig gewesen wäre. Auch liberale Ökono-
men teilen deshalb den Befund der „Gewinninflation“ und 
sehen die Unternehmen als „Inflationsgewinner“ (Ragnitz 
2022). Dies wirft die Frage auf, wie es den Unternehmen 
gelungen ist, ihre höheren Margen am Markt durchzuset-
zen. Dies ist für Krisensituationen ungewöhnlich, da ei-
gentlich zu erwarten wäre, dass sich die steigenden Kos-

7 dies geschieht im einkommensentstehungskonto (vgl. 
eurostat 2014, rz. 8.18).

8 Gewinne werden als Bruttobetriebsüberschuss definiert 
(also vor Abschreibungen) und Löhne als Arbeitnehmerent-
gelt (d. h. inklusive der sozialbeiträge der Arbeitgeber). das 
selbstständigen-einkommen wird dem Vorbild der euro-

päischen Kommission (2023, s. 29) folgend anteilsmäßig 
auf Löhne und Gewinne verteilt.

9 in den Jahren 2010 bis 2020 lag der Beitrag der Arbeitneh-
merentgelte zum BiP-deflator trotzdem nur bei durch-
schnittlich 0,7 Prozentpunkten. 



292

Berichte des Wsi 

ABBILDUNG 5

Entwicklung des BIP-Deflators und seiner Komponenten auf der Einkommensseite, 2015–2023 a

Angaben in Prozent (BiP-deflator, Lohn- und Gewinninflation) bzw. Prozentpunkten (Beiträge zum BiP-deflator)

a 2023 : Prognose der europäischen Kommission
b entwicklung der Lohnstückkosten (bereinigte Arbeitnehmerentgelte / BiP zu Marktpreisen)
c entwicklung der Kapitalstückkosten (bereinigte Bruttobetriebsüberschüsse / BiP zu Marktpreisen)

Quelle : AMecO-datenbank der europäischen Kommission (stand : 15. Mai 2023), Berechnungen des Wsi
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ten für Vorprodukte und die schwache Konjunktur nega-
tiv auf die Gewinnsituation auswirken (Arce et al. 2023).

In der aktuellen Debatte werden im Wesentlichen zwei 
Erklärungsmuster angeführt : Einerseits wird auf das Un-
gleichgewicht von Angebot und Nachfrage verwiesen, das 
während der Corona-Pandemie insbesondere zu steigen-
den Güterpreisen und im Zuge der Öffnungsschritte zu 
einem Nachfrageüberhang im Dienstleistungsbereich ge-
führt hat (Europäische Kommission 2023 a, S. 30 f.). Ande-
rerseits dürften aber auch verhaltensökonomische Fakto-
ren eine wichtige Rolle gespielt haben. So konnten die Un-
ternehmen steigende Rohstoffkosten im Zuge des russi-
schen Angriffskriegs auf die Ukraine als Vorwand nutzen, 
um Preiserhöhungen durchzusetzen (ebd.). Da die Unter-
nehmen davon ausgehen konnten, dass auch ihre Wettbe-
werber die Preise erhöhen, können sie diesen Schritt ge-
hen, ohne den Verlust von Marktanteilen befürchten zu 
müssen. Dies gilt insbesondere in Märkten mit geringer 
Wettbewerbsintensität (s. a. Weber /  Wasner 2023).

6 Fazit : Findet Europa  
einen gerechten Ausweg  
aus der Krise ?

Der diesjährige Europäische Tarifbericht des WSI zeigt 
in erschreckender Deutlichkeit, dass die Beschäftigten 
die Verlierer der aktuellen Inflationskrise sind : Europa-
weit sank die Kaufkraft der Löhne im vergangenen Jahr 
um 4,0 % ; für das laufende Jahr prognostiziert die Euro-
päische Kommission einen weiteren Reallohnverlust von 
0,7 %. Ganz ähnlich sieht die Situation in Deutschland aus, 
wo die Reallöhne nach den hier vorgestellten Daten um 
4,1 % (2022) zurückgingen und voraussichtlich um wei-
tere 1,3 % (2023) sinken werden. Ausschlaggebend hier-
für sind die rasant steigenden Verbraucherpreise, die an-
fangs durch die Verteuerung von Energieimporten getrie-
ben wurden. Inzwischen sinken die Importpreise jedoch 
wieder, sodass die Persistenz der Inflation vor allem auf 
binnenwirtschaftliche Faktoren zurückgeht.

In der öffentlichen Debatte sehen sich die Gewerk-
schaften häufig mit dem pauschalen Vorwurf konfron-
tiert, die Inflation mit ihren Lohnforderungen zusätzlich 
zu befeuern. Ein nüchterner Blick auf Daten der Europäi-
schen Zentralbank und von Eurofound zeigt jedoch, dass 
die Entwicklung der Tariflöhne die hohen Inflationsra-
ten der vergangenen Monate nicht erklären kann. Die Ta-
riflöhne stiegen in der Euro-Zone mit 2,8 % im Jahr 2022 
zwar etwas stärker als im Vorjahr (1,5 %). Die Wachstums-
rate lag damit aber weiterhin unterhalb der Schwelle für 
eine stabilitätskonforme Lohnpolitik von 3 %, die sich aus 
einem Trendwachstum der Produktivität von 1 % und dem 
Inflationsziel der EZB von 2 % ergibt. Deutschland ent-

spricht mit einer Steigerung der Tariflöhne von 2,7 % im 
Jahr 2022 diesem Muster, das sich nach Berechnungen 
der Statistisches Bundesamtes (2023 e) auch zum Jahres-
anfang fortgesetzt hat. Selbst arbeitgebernahe Beobachter 
wie Lesch und Eckle (2023, S. 4) vom Institut der Deut-
schen Wirtschaft (IW) sehen die aktuelle Tarifpolitik des-
halb „im stabilitätspolitischen Rahmen“.

Im Gegensatz zur Lohnentwicklung standen die Ge-
winne lange Zeit kaum im Fokus der öffentlichen Debat-
te um die Ursachen des Preisauftriebs. Dies lag auch dar-
an, dass die Unternehmen sich selbst sehr eindringlich als 
Leidtragende von Kostensteigerungen dargestellt haben. 
Bereits der Europäische Tarifbericht des Vorjahres hat 
an dieser Darstellung unter Verweis auf gute Unterneh-
mensbilanzen Zweifel angemeldet (Lübker /  Janssen 2022, 
S. 319). Inzwischen bestätigen Erhebungen der Deutschen 
Bundesbank (2023) auf breiter Datenbasis, dass es deut-
schen Unternehmen nicht nur gelungen ist, Kostensteige-
rungen an die Verbraucher weiterzugeben, sondern dass 
sie durch darüber hinausgehende Preisanhebungen ihre 
Gewinnmargen gesteigert haben.

Mithilfe der VGR lässt sich der rechnerische Beitrag 
von Gewinnen und Löhnen zur Binneninflation systema-
tisch für die gesamte Europäische Union untersuchen. Die 
Analyse zeigt, dass die Kapitalstückkosten in der Europäi-
schen Union derzeit stärker steigen als die Lohnstückkos-
ten. Die Gewinnsteigerungen tragen deshalb in erhebli-
chem Umfang zum BIP-Deflator und damit zur Binnen-
inflation bei. Auch für Deutschland erhärtet sich der Be-
fund der „Gewinninflation“ und die daran geknüpfte Di-
agnose, dass Unternehmen zu den „Inflationsgewinnern“ 
gehören (u. a. Ragnitz 2022). In Anbetracht der Reallohn-
verluste für die Beschäftigten ist diese verteilungspoliti-
sche Schieflage auch ein Gerechtigkeitsproblem.

Die künftige Tarifpolitik sieht sich deshalb mit einem 
Dilemma konfrontiert : Die moderaten Tariflohnsteige-
rungen der vergangenen Jahre waren zwar stabilitätskon-
form, aber mit so deutlichen Reallohnverlusten verbun-
den, dass diese die realen Tarifsteigerungen in allen unter-
suchten Ländern seit 2015 vollständig aufgezehrt haben. 
Zudem haben die Unternehmen – wie oben dargestellt 
und mit Ausnahme Frankreichs – keine reziproke Ge-
winnzurückhaltung geübt, sodass es mitten in der Krise 
zu einer Umverteilung zulasten der Löhne und zugunsten 
der Kapitaleinkommen gekommen ist. Die Neuabschlüsse 
aus dem Jahr 2022 zeigen, dass die europäischen Gewerk-
schaften hierauf mit höheren Abschlussraten reagiert ha-
ben. Auch diese liegen unterhalb der Inflationsrate, bedin-
gen also weiterhin Reallohnverluste. Zudem ist die Steu-
erungsfähigkeit der Tarifpolitik – nicht zuletzt aufgrund 
der in vielen Ländern gesunkenen Tarifbindung – nur be-
grenzt, sodass die Effektivlöhne in der Euro-Zone derzeit 
im Sinne einer Lohndrift schneller steigen als die Tarif-
löhne.

Auch in Deutschland wird die Debatte inzwischen 
differenzierter geführt als noch vor einem Jahr (Lübker /  
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im Zuge der Inflation auch die meisten Unternehmensgewinne in Luft 
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